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Alternativprogramm:Alternativprogramm:

11.00 bis 17.00 Uhr
Siegen,Weidenauer Str. 243
Kreuztal-Fellinghausen
Heesstraße 127

57250 Dreis-Tiefenbach, Jung-Stilling-Platz 10, Tel.:0271/76129
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Markisen
Sonnenschutz und

57080 EISERFELD · Bühlstraße 14
Telefon (02 71) 3 58 11

Über
111 Jahre

P

Küchenstudio
der Extra-Klasse
PLANUNGSWOCHEN

auf alle frei geplanten Küchen
– inkl. Lieferung und Montage50 %

j ung - s t i l l i ng

Seit dem 01.04.2010 betreue ich die gynäkologische Abteilung 
des MVZ Ev. Jung-Stillling-Krankenhaus GmbH.

Sprechzeiten:
Montag 8.00 - 12.00 Uhr
Donnerstag 8.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr

und nach Vereinbarung

Dr. med. Ursula Hildebrand-Röttgermann
Telefon: 02 71 2 33 78 56
Fachärztin für Frauenheilkunde und Geburtshilfe
Sohlbachbrücke 3 | 57078 Siegen-Geisweid

Rüttgers über
CDU besorgt
Hamburg. Der scheidende
nordrhein-westfälische Minis-
terpräsident Jürgen Rüttgers
(CDU) ist besorgt über den Zu-
stand seiner Partei: „Helmut
Kohl hat immer gesagt, die
CDU sei eine Familie. Dieses
Gefühl und der Zusammenhalt
sind zunehmend schwächer ge-
worden“, sagte Rüttgers einem
Nachrichtenmagazin.

Der CDU-Politiker monier-
te weiter, dass sich „alle Politi-
ker“ vor „Polarisierung und
Konflikten scheuen“, weil sie
Angst hätten, die Mehrheitsfä-
higkeit zu verlieren. „Nur sehen
wir jetzt, dass das nicht zu star-
ken Parteien führt, sondern dass
auch wir als CDU – das ist ja
wohl die Botschaft der Nord-
rhein-Westfalen-Wahl – inzwi-
schen darum kämpfen müssen,
Volkspartei zu sein.“ (ddp)

Kritik wird laut
Kassenbeitragserhöhung sei „Blödsinn“

Berlin. Die von der Bundes-
regierung geplante Anhebung
des allgemeinen Krankenkas-
senbeitrags stößt in der Wirt-
schaft und bei Sozialverbänden
auf Ablehnung. Sie kritisierten
die Pläne der schwarz-gelben
Regierung, die Beiträge um 0,6
Prozentpunkte auf 15,5 Prozent
zu erhöhen, als „nicht tragfähig“
beziehungsweise bestimmten
Bevölkerungsgruppen gegen-
über unsozial. Vertreter von
Union und FDP verteidigten
das Vorhaben.

Der Präsident des Deut-
schen Industrie- und Handels-
kammertags (DIHK), Hans
Heinrich Driftmann, befürchtet
durch höhere Beiträge „weitere
Belastungen des Faktors Ar-
beit“. „Steigende Lohnzusatz-
kosten wären das Gegenteil
einer tragfähigen Reform“, sagte
er. Die Vorsitzende des Sozial-
verbands VdK, Ulrike Mascher,
kritisierte den drohenden Kauf-
kraftverlust für Ruheständler.
„Höhere Kassenbeiträge sind
schmerzhaft für die Rentner.
Dadurch wird die Renten-Null-
runde zur Minusrunde“, sagte
Mascher.

Der Präsident der Deut-
schen Gesellschaft für Versi-
cherte und Patienten (DGVP),
Wolfram-Arnim Candidus,
nannte die Pläne der Koalition
„Blödsinn“ und „eine vollkom-
mene Fehlentscheidung“. Statt
die Einnahmen einfach immer
wieder zu erhöhen, sollte besser
die Struktur der Einnahmen

verändert sowie der bürokra-
tische Aufwand im Gesund-
heitswesen reduziert werden.
Die FDP-Fraktionsvorsitzende
Birgit Homburger verteidigte
indes das Konzept der Regie-
rungskoalition. „Wir haben im-
mer gesagt, dass das Defizit ge-
meinsam von Arbeitgebern, Ar-
beitnehmern, Leistungserbrin-
gern und Steuerzahlern ausge-
glichen werden muss“, sagte
Homburger. „Das ist fair und ge-
recht. Wir wollen mit der Neu-
regelung mehr Gerechtigkeit im
Gesundheitswesen erreichen.“

Der CDU-Gesundheitsex-
perte Jens Spahn wies darauf
hin, dass der Beitragssatz nun
wieder auf der Höhe sei, auf der
er vor der Krise war. Spahn ver-
teidigte außerdem die geplante
Anhebung der Zusatzbeiträge.
In einem System, das Fort-
schritt wolle, erhöhten sich die
Ausgaben in einem Maße, mit
dem die Grundlöhne nicht mit-
halten könnten. Deswegen
brauche man auf Dauer eine
von den Löhnen unabhängige
Finanzierung. (ddp)

Kiep muss
aussagen
Hamburg. Der ehemalige
CDU-Schatzmeister Walther
Leisler Kiep soll offenbar vor
dem Gorleben-Untersuchungs-
ausschuss aussagen. Der 84-Jäh-
rige, der eine zentrale Figur im
CDU-Spendenskandal war, ist
als Zeuge vorgesehen, wie ein
Nachrichtenmagazin gestern
vorab berichtete. Kiep solle die
Rolle der Energiekonzerne bei
der Auswahl Gorlebens als
mögliches Atommüllendlager
aufklären.

Mitte Juni hatte dem Maga-
zin zufolge in dem Gremium ein
Historiker Äußerungen Kieps
vor dem niedersächsischen
Landtag zitiert. Demnach hatte
sich Kiep 1976 mit einem Vor-
standsmitglied von RWE und
weiteren Industrievertretern ge-
troffen, bevor er mit drei Bun-
desministern eine Entscheidung
fällte. (ddp)

Steinmeier
sieht Erosion
Berlin. Der Vorsitzende der
SPD-Bundestagsfraktion,
Frank-Walter Steinmeier, sieht
die Koalition weiter im Nieder-
gang. „Die Erosion von
Schwarz-Gelb schreitet unauf-
haltsam fort“, sagte Steinmeier.
Das Misstrauen, das bei der
Wahl des Bundespräsidenten
zwischen CDU, CSU und FDP
zutage getreten sei, sitze tief.
„Wer ein bisschen politische Er-
fahrung hat, weiß: Das geht
nicht mehr weg.“

„Nie war eine Regierung so
schlecht wie diese“, bekräftigte
der SPD-Politiker. Das wüssten
auch die Abgeordneten von
Union und FDP. Die „Blamage“
von Angela Merkel bei der Prä-
sidentenwahl sei nur durch
„Frust und Wut auf die eigenen
Parteiführungen und unterei-
nander“ zu erklären. (ddp)

Afghanistan vor Kollaps 
Korruption und Geldtransfers: Präsident Karsai soll fallen gelassen werden 

Washington/Kabul. Vertreter
westlicher Geheimdienste beur-
teilen die Lage am Hindukusch
als „immer düsterer“. Afghanis-
tan treibe „dem Kollaps entge-
gen, wenn nicht eine schnelle
Wende kommt“, ließen ameri-
kanische und auch deutsche
Geheimdienstexperten am Wo-
chenende in Kabul wissen.

Nicht nur die zunehmenden
starken Angriffe der Taliban,
sondern besonders die weiter
um sich greifende „zügellose
Korruption“ und die jetzt be-
kannt gewordene Transferie-
rung von westlichen Hilfsgel-
dern durch afghanische Regie-
rungsangehörige und hohe Be-
amte ins Ausland, habe in Wa-

shington das „Fass zum Über-
laufen gebracht“, berichtete ein
CIA-Angehöriger der Nach-
richtenagentur ddp.

Die US-Regierung möchte
jetzt Präsident Hamid Karsai
„am liebsten so schnell wie
möglich fallen lassen“, erklärte
der CIA-Mann. Karsai sei
„mehr denn je verantwortlich
für die äußerst negative Ent-
wicklung seines Landes“. Nach
amerikanischen Zeitungsberich-
ten werden von Afghanistan
täglich zehn Mio. Dollar „in
bar“ ins Ausland gebracht,
meistens in arabische Länder
wie die Vereinigten Arabischen
Emirate und auch in andere
Überseeländer. Nach Recher-

chen von „Wall Street Journal“
sollen in den vergangenen Jah-
ren mehr als drei Mrd. Dollar
„außer Landes geflossen sein“.
Das Geld wird nach Beobach-
tungen der CIA in Kisten ver-
packt und in Flugzeugen ver-
frachtet. Gerade im Emirat Du-
bai besäßen wohlsituierte Af-
ghanen aus der Oberschicht
viele Villen mit den mondäns-
ten Einrichtungen, war zu er-
fahren.

Nach den Ermittlungen
wird jedes Jahr aus Kabul mehr
Geld ausgeflogen, als die afgha-
nische Regierung im Land an
Steuern einnehmen könne. Es
gibt nach Angaben von CIA-
Kreisen „klare Hinweise, dass

die Dollars aus den Unterstüt-
zungsgeldern des Westens abge-
zweigt worden sind“. Westliche
Finanzbeobachter gehen von
einem „Geldabfluss in enormer
Höhe aus“. Von hohen afghani-
schen Regierungsbeamten wür-
den, wenn ein Transport aufflie-
ge, in den meisten Fällen alle
Ermittlungen verhindert.

Unter den Hauptverdächti-
gen für die illegalen Geldtrans-
fers ins Ausland soll sich nach
Darstellung von CIA-Leuten
auch der Bruder des Präsidenten
Karsai, Ahmed Wali Karsai, be-
finden. Er ist der Gouverneur
des südlichen Distrikts Kanda-
har, einer Hochburg der Tali-
ban. Ahmed Wali soll auch in
der afghanischen Drogenszene
„mächtig mitmischen“. In Wa-
shington hieß es, „dass man nur
auf eine Gelegenheit wartet,
Ahmed Wali wegen seiner Ver-
wicklung in Drogengeschäfte
und in Geldverschiebungen
festzunehmen“. Das würde aber
zu einem „Eklat auf der zerrütte-
ten afghanischen Bühne füh-
ren“, sagte ein CIA-Mann. Ha-
mid Karsai würde sich „be-
stimmt wie immer vor seinen
Bruder stellen“.

Nach Presseberichten soll
jetzt die ISAF-Schutztruppe den
Kampf gegen die Korruption
und die illegalen Geldtransak-
tionen ins Ausland unterstüt-
zen. In einer internen Anwei-
sung wurden die NATO-Trup-
pen angewiesen, alle ihnen vor-
liegenden Beweise gegen kor-
rupte Politiker und Beamte zu
melden, um auf diese Weise Er-
mittlungen anzustoßen. Die
neue Linie wird als eine Wende
in der Politik der NATO ange-
sehen, weil die Korruption bis-
her als eine interne Angelegen-
heit Afghanistans angesehen
wurde. (ddp)

Kurz & bündig

Freiwillig zum
Wehrdienst?
Hamburg. Das Kanzleramt er-
wägt laut einem Bericht einen
freiwilligen Wehrdienst. Das
Kanzleramt sympathisiere mit
dem SPD-Modell, wonach nur
noch Freiwillige zum Grund-
wehrdienst sollen, wie ein
Nachrichtenmagazin gestern
vorab berichtete. Auch Vertei-
digungsminister Karl-Theodor
zu Guttenberg (CSU) hatte am
Dienstag im Zuge der anstehen-
den Streitkräfte-Reform einen
Freiwilligen-Dienst ins Spiel ge-
bracht. (ddp)

Wahl am 14. Juli
Düsseldorf. Die Wahl von
SPD-Landeschefin Hannelore
Kraft zur nordrhein-westfäli-
schen Ministerpräsidentin soll
voraussichtlich am Mittwoch,
14. Juli, um 10 Uhr stattfinden.
Darauf laufen die bisherigen
Absprachen im Landtag nach
ddp-Informationen hinaus. Of-
fiziell kann der Termin jedoch
erst vom Ältestenrat anberaumt
werden. Am 13. Juli soll die
Wahl des Landtagspräsidenten
stattfinden. Am 15. oder 16.
Juli kommt der Landtag eventu-
ell erneut zusammen, um über

erste Gesetzesanträge der rot-
grünen Minderheitsregierung zu
beraten. Nach bisherigem
Stand wird Kraft keinen Gegen-
kandidaten haben. SPD und
Grünen (90 Mandate) fehlt im
Landtag eine Stimme zur abso-
luten Mehrheit von 91 Sitzen.
Ab dem zweiten Wahlgang
reicht Kraft die relative rot-grü-
ne Mehrheit, falls sich Abge-
ordnete von CDU, FDP oder
Linksfraktion enthalten. CDU
und FDP haben 80 Mandate.
Die Linke stellt elf Abgeordne-
te im Landtag. Foto: ddp

Der afghanische Präsident Hamid Karsai ist der US-Regierung ein Dorn im Auge: Korruption und
illegale Geldtransfers von Hilfsgeldern lassen das Land auf einen Kollaps zusteuern. Jetzt soll der
Präsident fallen gelassen werden. Foto: ddp
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